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Drucksache V/2933 


Schriftlicher Bericht 

des Verkehrsausschusses 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Sicherstellung des 

Verkehrs 

— Drucksache V/2388 — 


A. Bericht des Abgeordneten Weiland 


Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes zur Sicherstellung des Verkehrs — Druck- 
sache V/2388 — wurde in der 164. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages vom 29. März 1968 dem Verkehrs- 
ausschuß als federführendem Ausschuß, dem Innen- 
ausschuß und dem Rechtsausschuß als mitberaten- 
den Ausschüssen zngewiesen. Der Verkehrsausschuß 
hat den Entwurf in seiner Sitzung am 22, Mai 1968 
eingehend beraten und hierbei die Anregungen des 
Rechtsausschusses aus dessen Sitzung vom gleichen 
Tage und des Innenausschusses aus dessen Sitzung 
vom 9. Mai 1968 berücksichtigt, den Entwurf an die 
dem Bundestag ebenfalls im Entwurf vorliegende 
Notstandsverfassung anzupassen. 

Die Bundesregierung hat den Gesetzentwurf in 
Durchführung der von ihr unter dem 10. März 1967 
erklärten Absicht vorgelegt, den parlamentarischen 
Körperschaften Änderungsvorschläge zu den ein- 
fachen Notstandsgesetzen zu unterbreiten, welche 
die bestehenden Einwirkungsmöglichkeiten be- 
schränken, die Belastungen der Wirtschaft herabset- 
zen und das Parlament in die in den Gesetzen vor- 
gesehenen Feststellungen einschalten. 

Der Gesetzentwurf trägt dieser Absichtserklärung 
der Bundesregierung Rechnung, indem er 

1. die in § 1 des Verkehrsisicherstellungsgesetzes 
enthaltenen Ermächtigungen zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen in beachtlichem Umfang 
eiruschränkt und ihren Gebrauch zum größten 
Teil abhängig macht vom Eintritt des Verteidi- 
gungsfalles oder des Spannungsfalles, 


2. in § 2 den Rahmen, in dem von der Ermächtigung 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen Gebrauch 
gemacht werden kann, einschränkt und präzi- 
siert sowie klarstellt, daß von der Ermächtigung 
nur subsidiär, also im äußersten Notfall, Ge- 
brauch gemacht werden darf, 

3. die Vorschriften des Gesetzes, die sich auf Maß- 
nahmen für den Fall einer Versorgungskrise be- 
ziehen, ersatzlos wegfallen läßt und 

4. die Aufhebung der Bestimmungen vorsieht, die 
es ermöglichen sollten, Maßnahmen der Sicher- 
stellung in Übungen zu erproben. 

Damit entfallen früher geäußerte verfassungs- 
rechtliche Bedenken gegen das Gesetz. 

Von dieser Konzeption ausgehend, hatte der Ver- 
kehrsausschuß in Übereinstimmung mit den Anre- 
gungen des Innenausschusses und des Rechtsaus- 
schusses den Entwurf vor allem dem Entwurf einer 
Notstandsverfassung, wie er sich nach der zweiten 
Lesung darstellt, anzupassen; dem dienten die Be- 
schlüsse zu Artikel I Nr. 2 Buchstaben b bis d, Nr. 4 
Buchstabe a, Nr. 9 Buchstaben b und c sowie zu 
Nr. 11 a. 

Flervorzuheben ist der Beschluß des Verkehrs- 
ausschusses zu Artikel II Nr. 2 Buchstabe b, der be- 
wirkt, daß alle auf Grund des § 1 des Gesetzes er- 
lassenen Rechtsverordnungen nur nach Maßgabe 
des Artikels 80 a des Grundgesetzes angewandt 
werden dürfen. Die politische Verantwortung des 
Bundestages für die wesentlichen Auswirkungen des 
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Verkehrssicherstellungsgesetzes ist dadurch ge- 
wahrt. 

Die Vorschläge des Bundesrates zu Artikel I Nr. 1 
Buchstabe a und zu Nr. 14 Buchstabe b hat der Aus- 
schuß übernommen, zu Nr. 14 Buchstabe b allerdings 
in einer abgeänderten Formulierung. 

Der Ausschuß hat ferner in Artikel I Nr. 11a den 
§ 23 des Gesetzes über Rechtsmittelbeschränkungen 
neu formuliert und in Artikel I Nr. 14 a die Einfü- 
gung einer Stadtstaaten-Klauisel als § 39 a beschlos- 
sen. 

Die übrigen Beschlüsse sind redaktioneller Natur. 


Bonn, den 22. Mai 1968 


Weiland 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/2388 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 22. Mai 1968 


Der Verkehrsausschuß 

Seifriz Weiland 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Sicherstellung des Verkehrs 

— Drucksache V/ 2388 — 

mit den Beschlüssen des Verkehrsausschusses 
(20. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Sicherstellung 
des Verkehrs 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz zur Sicherstellung des Verkehrs vom 
24. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 927) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(1) Um die für Zwecke der Verteidigung 
erforderlichen lebenswichtigen Verkehrslei- 
stungen, insbesondere zur Versorgung der 
Zivilbevölkerung und der Streitkräfte, sicher- 
zustellen, können durch Rechtsverordnung 
Vorschriften erlassen werden über 

1. die Benutzung und den Betrieb ein- 
schließlich der Ausrüstung von 
Verkehrsmitteln, -wegen, -anlagen 
und -einrichtungen, 

2. die Lenkung, Beschleunigung und 
Beschränkung der Beförderung von 
Personen und Gütern, des Um- 
schlags und der An- und Abfuhr 
sowie über die Behandlung von 
Gütern im Verkehr, 

3. die Beschränkung der Veräußerung 
oder der sonstigen rechtsgeschäft- 
lichen Überlassung von ihrer 
Zweckbestimmung zugeführten 
Verkehrsmitteln an Gebietsfremde 
(§ 4 Abs. 1 des Außenwirtschafts- 
gesetzes). 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Sicherstellung 
des Verkehrs 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlosisen: 

Artikel I 

Das Gesetz zur Sicherstellung des Verkehrs vom 
24. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 927) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(1) Um die für Zwecke der Verteidigung 
erforderlichen lebenswichtigen Verkehrslei- 
stungen zur Versorgung der Zivilbevölke- 
rung und der Streitkräfte sicherzustellen, 
können durch Rechtsverordnung Vorschriften 
erlassen werden über 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 
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Entwurf 

(2) Für die in Absatz 1 genannten Zwecke 
können durch Rechtsverordnung Vorschriften 
auch erlassen werden über 

1. den Bau, die Instandsetzung und 
die Unterhaltung von Verkehrs- 
wegen, -anlagen und -einrichtun- 
gen, 

2. die Zulassung, die personelle Be- 
setzung und die Reihenfolge der 
Instandsetzungen von Verkehrs- 
mitteln sowie über die technischen 
Anforderungen an Verkehrsmittel, 

3. die Begründung von Betriebs- und 
Beförderungspflichten, 

4. das Verhalten bei der Benutzung 
von Verkehrsmitteln, -wegen, -an- 
lagen und -einrichtungen sowie die 
Verpflichtung, bestimmte Ver- 
kehrswege, -anlagen und -einrich- 
tungen zu benutzen." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Rechtsverordnungen nach § 1 dürfen 
nur erlassen werden, 

1. um eine Gefährdung des lebens- 
wichtigen Verkehrs zu beheben 
oder zu verhindern und 

2. wenn ihr Zweck durch andere Maß- 
nahmen nicht, nicht rechtzeitig oder 
nur mit unverhältnismäßigen Mit- 
teln erreicht werden kann." 

b) Als Absatz 3 wird neu eingefügt: 

„(3) Rechtsverordnungen nach § 1 Abs. 2 
dürfen ferner nur erlassen werden , wenn 

1. der Eintritt des Zustandes äußerer 
Gefahr festgestellt ist oder als fest- 
gestellt gilt (Artikel 115 a des 
Grundgesetzes), 

2. eine fremde bewaffnete Macht 
Feindseligkeiten gegen die Bun- 
desrepublik eröffnet hat oder 

3. die Bundesregierung mit Zustim- 
mung des Gemeinsamen Ausschus- 
ses festgestellt hat, daß dies zur 
Herstellung der erhöhten Verteidi- 
gungsbereitschaft oder zum Schutz 
der Zivilbevölkerung unerläßlich 
ist ; die Bundesregierung hat die 
Feststellung aufzuheben, wenn die 
Voraussetzungen hierfür entfallen 
oder wenn der Bundestag und der 
Bundesrat es verlangen 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

(2) Für die in Absatz 1 genannten Zwecke 
können durch Rechtsverordnung Vorschrif- 
ten auch erlassen werden über 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. die Begründung, Erweiterung oder 
Beschränkung von Betriebs- und 
Beförderungspflichten, 

4. unverändert 


b) unverändert 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) Als Absatz 3 wird neu eingefügt: 

„(3) Rechtsverordnungen nach § 1 dürfen 

nur nach Maßgabe des Artikels 80 a des 
Grundgesetzes angewandt werden." 


4 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache V/2933 


Entwurf 

c) In § 7 Abs. 3, § 8 Abs. 1, § 13, § 20 Abs. 6 
Satz 3 und Abs. 8 sowie in § 23 wird jeweils 
anstelle von , f § 6 Abs. 2" gesetzt „§ 2 
Abs. 3". 


3. a) § 3 wird gestrichen. 

b) In § 4 Abs. 1, § 5 Abs. 1, § 6 Abs. 1, § 7 

Abs. 3 r § 8 Abs. 1 und 2, § 9, § 22 Abs. 1 

und 2 r § 29 Nr. 1, § 35 Abs. 1 Nr. 2 r § 36 

Abs. 3 wird jeweils die Verweisung auf § 3 

gestrichen. 

4. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Rechtsverordnungen nach den §§1,4 
und 5 erläßt der Bundesminister für Ver- 
kehr, wenn eine der Voraussetzungen des 
§ 2 Abs. 3 vorliegt. Er kann diese Befugnis 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates auf 

1. die ihm nachgeordneten Bundes- 
ober- oder -mittelbehörden, 

2. die Landesregierungen, auch mit 
der Ermächtigung zur Weiterüber- 
tragung der Befugnis, 

übertragen." 

b) Die Absätze 3 und 4 werden gestrichen. 

5. § 7 Abs. 2 wird gestrichen. 


6. In § 8 Abs. 1 und 3 wird jeweils anstelle von 
von „§ 6 Abs. 3" gesetzt „§ 6 Abs. 2". 

7. § 9 Nr. 2 wird gestrichen. 

8. In § 11 Abs. 7 Satz 2 wird nach dem Wort „daß" 
eingefügt „und inwieweit". 

9. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort 
„diese" eingefügt „zu ihrem Schutz". 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Verpflichtungen nach den Absät- 
zen 1 und 2 sind nur auf Grund einer Wei- 


ße Schlüsse des 20. Ausschusses 

c) In § 7 Abs. 3 und in § 8 Abs. 1 werden die 
Worte „einer der Voraussetzungen des § 6 
Abs. 2" ersetzt durch die Worte „der Vor- 
aussetzung des § 2 Abs. 3". 

d) In § 13 sowie in § 20 Abs. 6 und 8 werden 
die Worte „eine der Voraussetzungen des 
§ 6 Abs. 2" ersetzt durch die Worte „die 
Voraussetzung des § 2 Abs. 3". 

3. a) unverändert 

b) In §§ 4, 5 Abs. 1, § 6 Abs. 1, § 7 Abs. 3, § 8 
Abs. 1 und 2, §§ 9, 22 Abs. 1 und 2, § 29 
Nr. 1, § 35 Abs. 1 Nr. 2, § 36 Abs. 3 wird je- 
weils die Verweisung auf § 3 gestrichen. 


4. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Rechtsverordnungen nach den §§1,4 
und 5 erläßt der Bundesminister für Ver- 
kehr, wenn die Voraussetzung des § 2 Abs. 3 
vorliegt. Er kann diese Befugnis durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates auf 

1. unverändert 

2. unverändert 


übertragen." 
b) unverändert 

5. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird gestrichen, 

b) in Absatz 3 werden die Worte „oder des 
Bundestages" gestrichen. 

6. unverändert 


7, unverändert 

8. unverändert 


9. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Verpflichtungen nach den Absät- 
zen 1 und 2 sind nur auf Grund einer Wei- 
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sung oder Ermächtigung des Bundesministers 
für Verkehr und erst dann zulässig, wenn 

1. eine der Voraussetzungen des § 2 
Abs. 3 vorliegt oder 

2. die Bundesregierung mit Zustim- 
mung des Gemeinsamen Ausschus- 
ses festgestellt hat f daß die Ver- 
pflichtungen zum Schutz des Ver- 
kehrs unerläßlich sind; die Bundes- 
regierung hat die Feststellung auf- 
zuheben, wenn die Voraussetzun- 
gen hierfür entfallen oder wenn 
der Bundestag und der Bundesrat 
es verlangen ." 


sung oder Ermächtigung des Bundesministers 
für Verkehr zulässig.'' 


c) Als Absatz 5 wird neu eingefügt: 

„(5) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 4 
dürfen nur nach Maßgabe des Artikels 80 a 
des Grundgesetzes angewandt werden." 


10. § 20 wird wie folgt geändert: 10. unverändert 

a) Absatz 5 wird gestrichen. 

b) In Absatz 6 werden die Worte gestrichen 
„oder Absatz 5". 

c) In Absatz 9 treten an die Stelle der Worte 
„§ 1 und in Rechtsverordnungen nach den 
§§ 4 und 5 für die in § 1 genannten Zwecke" 
die Worte „den §§1,4 und 5“. 


11. a) Die Überschrift von § 21 erhält folgenden 11. unverändert 
Wortlaut: 

„Ausführung des Gesetzes für die Zwecke 
nach § 10 Abs. 2" 

b) § 21 erhält folgende Fassung: 


Die Ausführung dieses Gesetzes für die 
in § 10 Abs. 2 genannten Zwecke obliegt 
hinsichtlich der Deutschen Bundesbahn dem 
Bund, im übrigen den Ländern als eigene 
Angelegenheit." 


11 a. § 23 erhält folgende Fassung: 

rr § 23 

Rechtsmittelbeschränkung 

In einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
über Maßnahmen nach diesem Gesetz sind die 
Berufung gegen ein Urteil und die Beschwerde 
gegen eine andere Entscheidung des Gerichts 
ausgeschlossen, wenn die Voraussetzung des 
§ 2 Abs. 3 vorliegt. Dies gilt nicht, wenn das 
Urteil oder die andere Entscheidung des Ver- 
waltungsgerichts vor Eintritt der Voraussetzung 
des § 2 Abs. 3 verkündet oder zugestellt wor- 
den ist." 
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Entwurf 

12. a) Der Vierte Abschnitt „Übungen" mit den 

§§24 und 25 wird gestrichen. 

b) In § 26 werden gestrichen: 

aa) In Absatz 1 die Worte „und 24 Abs. 2 
Nr. 1", 

bb) Absatz 2, 

cc) in Absatz 5 Satz 2 die Worte „Übungen 
nach § 24 Abs. 1 durchgeführt" und das 
diesen Worten vorangehende Komma, 

dd) in Absatz 5 Satz 3. 

13. § 28 Abs. 1 Satz 3 wird gestrichen. 

14. § 36 wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Verweisung auf 
„§ 1 Abs. 1 Nr. 4" geändert in „§ 1 Abs. 2 
Nr. 4". 

b) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Soweit es im Einzelfall zur Erfüllung lebens- 
oder verteidigungswichtiger Aufgaben drin- 
gend geboten ist, können diese Organisa- 
tionen jedoch von den für sic geltenden 
Vorschriften abweichen." 


15. § 41 wird gestrichen. 

Artikel II 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Gesetzes zur Sicherstellung des 
Verkehrs in der sich aus diesem Gesetz ergebenden 
Fassung neu bekanntzumachen. Er kann dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts bereinigen und die 
Paragraphenfolge ändern. 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

12. unverändert 


13. unverändert 

14. § 36 wird wie folgt geändert: 

0a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Streit- 
kräfte" die Worte „der Bundesgrenzschutz," 
eingefügt. 

a) unverändert 


b) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Soweit es im Einzelfall zur Erfüllung le- 
bens- oder verteidigungswichtiger Aufga- 
ben dringend geboten ist, können diese Or- 
ganisationen von den Vorschriften über das 
Verhalten bei der Benutzung ab weichen; 
bei Abweichungen von den Vorschriften 
über die Benutzung und über die Verpflich- 
tung, bestimmte Verkehrswege zu benut- 
zen, haben sie das Benehmen mit den zu- 
ständigen Behörden herzustellen." 

14 a. Als § 39 a wird neu eingefügt: 

„§ 39 a 

Stadtstaaten-Klausel 

Die Senate der Länder Bremen und Hamburg 
werden ermächtigt, die auf Grund dieses Geset- 
zes erlassenen Vorschriften über die Zuständig- 
keit von Behörden dem besonderen Verwal- 
tungsaufbau ihrer Länder anzupassen." 

15. unverändert 


Artikel II 
unverändert 


Artikel III 
unverändert 
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